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Sitzungstermine  2013 

 

 
Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:buergermeisterbuero@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

**************************************** 
 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 232, 1 . Änderung für den Bereich A46/ Hühner-
graben/ Giesenheide 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 10.07.2013 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss den Bebauungsplan Nr. 232, 1. Änderung gemäß §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung 
NW vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung sowie §10 Abs. 1 BauGB (Bau-
gesetzbuch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBI. I S. 2414), das 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509) geändert wurde, unter Berücksichti-
gung der stattgegebenen Anregungen als Satzung beschlossen. 
 
Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung einschließlich Umweltbericht vom 14.05.2013 zugrunde. 
 
Das Plangebiet der 1. Änderung liegt im zweiten Bauabschnitt des Gewerbegebiets in der Giesenheide 
zwischen A 46/ Hühnergraben/ Kosenberg und Nordring und umfasst in der Gemarkung Hilden die 
Flurstücke 119, 125, 126, 147, 181, 205, 206 208, 209, 210, 211, 212, 213, 214, 215, 216 und 217 so-
wie Teilflächen aus den Flurstücken 219 und 220 in der Flur 25 sowie die Flurstücke 206, 216, 217, 
218, 219, 222, 223, 231 und 232 sowie Teilfläche aus Flurstück 233 in der Flur 36. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 232, 1. Änderung wird mit Begründung einschließlich Umweltbericht und Zu-
sammenfassender Erklärung im Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 451, während 
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begrün-
dung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Gel-

tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung 
durch den Bebauungsplan Nr. 232, 1. Änderung und über das Erlöschen von Entschädigungsan-
sprüchen wird hingewiesen.  

 
2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplanes Nr. 232, 1. Änderung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungs-
amt – unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat    10. 22.  10.   16.  18. 

Haupt- und Finanzausschuss   06.  08. 26.    02.  0 4. 

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  20.   29.      29.  

Ausschuss für Schule und Sport  28.     04.     12.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz   04.    03.   09.   

Jugendhilfeausschuss  21.    27.      05. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  04.           

Personalausschuss 31.            

Rechnungsprüfungsausschuss    17.       20.  

Sozialausschuss  25.     01.    25.  

Stadtentwicklungsausschuss  13. 13. 24.  12.   18.  06. 11. 

Wahlausschuss      13.       

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  30.     20.     27.  

Integrationsrat   07.  16.    12.  28.  
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Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Ver-
letzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen des Bebauungsplans Nr. 232, 1. Änderung 
kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) der Bebauungsplan Nr. 232., 1. Änderung, ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden,  
c) der Bürgermeister hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermes-

sungsamt – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
4. Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 232, 1. Änderung als Satzung, Ort und Zeit der Auslegung 
sowie die aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW erforderlichen Hinweise 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 232, 1. Änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
in Kraft.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
Hilden, den 15.07.2013 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 15.07.2013 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
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2. 8. Nachtragssatzung vom 15.04.2013 zur Satzung ü ber Gebühren für die Entwässerung der 
Grundstücke im Stadtgebiet Hilden vom 15.12.2005 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Art. 7 des 
Gesetzes vom 23.10.2012  (GV. NRW. 2012 S. 474), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, 
S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 687) und der §§ 53 c, 65 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 10.04.2013 
die folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Abwassergebühren und Abwasserabgabe 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt Hilden (nachfolgend 
„Stadt“ genannt) nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 53 c LWG Abwassergebühren (Benutzungs-
gebühren) zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten 
nach § 7 Abs. 1 KAG NRW. 
Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt sowie die Abwasserabgabe, die von Ab-
wasserverbänden auf die Stadt umgelegt wird, wird über die Abwassergebühren abgewälzt. 

 

(2) Wird für Grundstücke von Direkteinleitern die Abwasserabgabe nicht unmittelbar gegenüber dem 
Abwassereinleiter festgesetzt und ist die Stadt insoweit abgabepflichtig, so wird diese Abgabe in 
vollem Umfang vom Abwassereinleiter angefordert. 
Direkteinleiter sind diejenigen, die ohne Anschluss ihrer Grundstücke an die öffentliche Abwasser-
anlage Schmutzwasser (auch Kühlwasser) einem Gewässer oder dem Untergrund zuführen. 

 

(3) Die Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser werden ge-
trennt und nach verschiedenen Maßstäben berechnet. 

 
§ 2 Gebührenmaßstab (Schmutzwasser) 

 

(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseitigung (Schmutzwassergebühr) wird nach der 
Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage 
von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
(m³) Schmutzwasser. 

 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene 
Frischwassermenge (§ 2 Abs.3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. Brunnen 
oder Brauchwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge, abzüglich der auf dem Grund-
stück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die öffentliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 2 Abs. 5). 

 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem 
aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzähler 
gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß 
funktioniert, so wird die Wassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauches des 
Vorjahres geschätzt.  

 

(4) Zur Ermittlung der Wassermengen aus privaten Wasserversorgungsanlagen hat der Gebühren-
pflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungs- 
gemäß funktionierenden Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß funkti-
onierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die 
Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführte Wassermenge zu schätzen (z. B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemenge oder auf der 
Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichti-
gung der statistischen Verbräuche in der Stadt). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasser-
zähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-
brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die 
nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwund-



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 17/13 – Seite 5 
 

mengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ordnungsgemäß funktionierende und geeignete 
Messeinrichtung zu führen: 

 

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen Abständen 
kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der 
Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu 
dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmen-
gen nicht statt.  

 

Nr. 2: Wasserzähler 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich oder dem 
Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten einge-
bauten, ordnungsgemäß funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasserzäh-
ler muss alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 14 i. V. m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes-
Eichordnung durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwundmengen 
technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichti-
ge den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich ins-
besondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nach-
prüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf 
dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unter-
lagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-
schwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachtens 
bezogen auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen 
Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Ge-
meinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  

 

(6) Für landwirtschaftliche Betriebe ist der Nachweis der Wasserschwundmengen  durch Messung mit-
tels eines besonderen Wasserzählers zu erbringen. Dabei muss gewährleistet sein, dass über die-
sen Zähler nur solche Frischwassermengen entnommen werden können, die in der Landwirtschaft 
verwendet werden und deren Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage ausgeschlossen ist.  

 

Ist bei landwirtschaftlichen Betrieben der Einbau eines Wasserzählers nach Satz 1 unzumutbar, 
wird die Wassermenge um 8 m³/Jahr für jedes Stück Großvieh auf Antrag herabgesetzt. Maßge-
bend ist die Viehzahl an dem Stichtag der Viehzählung des vorangegangenen Kalenderjahres. Für 
sonstige nicht eingeleitete Wassermengen gilt § 2 Abs. 5 dieser Satzung entsprechend. 

 

(7) Anträge auf Absetzung von Wasserschwundmengen sind bis zum Ablauf von zwei Monaten nach 
Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides und unter Beifügung der erforderlichen Nachweise zu 
stellen. Nach Ablauf dieser Frist findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen nicht 
mehr statt (Ausschlussfrist). 

 
§ 3 Gebührensätze (Schmutzwasser) 

 

(1) Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 1,64 € und setzt sich zusammen aus ei-
ner Schmutzwasserreinigungsgebühr (0,90 €/m³ Schmutzwasser) und einer Schmutzwasserablei-
tungsgebühr (0,74 €/m³ Schmutzwasser). 

 

(2) Für industrielle und gewerbliche Abwässer, deren Ableitung oder Reinigung der Stadt erhöhte Kos-
ten verursacht (z.B. Abwässer aus Molkereien, Brauereien usw.), ist eine laufende Zusatzgebühr zu 
zahlen; sie beträgt 20 v. H. der laufenden Schmutzwassergebühren.  

 

(3) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor Einleitung des Schmutzwassers 
in die öffentlichen Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung des Schmutz-
wassers auf dem Grundstück verlangt und entsprechend durchgeführt, ermäßigt sich die Schmutz-
wassergebühr um die Hälfte. 
Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen, gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
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die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass das Schmutzwasser dem durchschnittli-
chen Verschmutzungsgrad und der üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Schmutzwässer 
entspricht. Die Ermäßigung entfällt mit dem Wegfall der Notwendigkeit einer Vorklärung oder Vor-
behandlung des Schmutzwassers auf dem Grundstück. 

 

(4) Bei Gebührenpflichtigen, die nach § 7 Abs. 1 Satz 4 KAG NW von einem Entwässerungsverband 
zu Verbandslasten oder -abgaben herangezogen werden, ermäßigt sich die Schmutzwassergebühr 
um die Schmutzwasserreinigungsgebühr gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung. 

 
§ 4 Gebührenmaßstab (Niederschlagswasser) 

 

(1) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung (Niederschlagswassergebühr) wird 
nach der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche bemessen, von der 
aus Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangen kann. Zu den bebauten(bzw. überbauten)  und/oder befestigten 
Grundstücksflächen zählen auch Gebäudeüberstände (z.B. Arkaden, Dachüberstände), die über 
die Grundstücksgrenze hinausgehen. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere 
vor, wenn Niederschlagswasser von bebauten(bzw. überbauten)  und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. Berechnungs-
einheit für die Niederschlagswassergebühr ist die Quadratmeterzahl (m²) der vorgenannten Grund-
stücksfläche. 

 

(2) Grundstücksflächen nach Abs. 1 werden in drei Klassen eingeteilt: 
 

a) Klasse 1 (Wasserundurchlässige Flächen, insbesondere Asphalt, Beton, Pflaster, Verbundsteine, 
Normaldächer (Dächer, die keine Gründächer sind)), 

b) Klasse 2 (eingeschränkt wasserdurchlässige Flächen, insbesondere Schotter, Kies, Splitt, Rasen-
gittersteine, Rasenfugenpflaster, Porenpflaster, Betonpflaster mit Sickerfugen), 

c) Klasse 3 (Gründächer - Dachflächen mit einer dauerhaft geschlossenen Pflanzendecke, die dauer-
haft einen verzögerten oder verringerten Abfluss des Niederschlagswassers bewirken). 

 

Die Nachweispflicht für die eingeschränkte Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit 
der Grundstücksflächen nach den Klassen 2 oder 3 liegt beim Gebührenpflichtigen. Bestehen  
Zweifel an der Einordnung der Flächen in die Klassen 2 oder 3, hat er die Versickerungsfähigkeit 
bzw. Wasserrückhaltefähigkeit der jeweiligen Flächen nach Aufforderung durch die Stadt auf seine 
Kosten durch Einholung eines geeigneten Sachverständigengutachtens zu belegen.  

 

(3) Grundstücksflächen der Klasse 1 sind ohne Abzug gebührenpflichtig. Infolge ihrer zumindest ein-
geschränkten Wasserdurchlässigkeit bzw. Wasserrückhaltefähigkeit werden die jeweiligen tatsäch-
lichen Grundstücksflächen der Klasse 2 zu 70 % und der Klasse 3 zu 50 % als bebaute (bzw. über-
baute) und/oder befestigte Grundstücksflächen veranlagt. 

 

(4) Maßgeblich für die Berechnung der bebauten(bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücks-
flächen und die Klassifizierung nach Abs. 2 sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres. 
Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, Veränderungen der bebauten und/oder befestigten Grund-
stücksflächen der Stadt innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veränderungen mitzuteilen. 
Hierzu hat er in Anlehnung an die Bauprüfverordnung NRW einen vorhandenen Lageplan oder an-
dere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sich die Größe der bebauten und/oder befestig-
ten Grundstücksflächen, die Versiegelungsart und die Abflusswirksamkeit dieser Flächen ergibt. 
Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen auf Kosten des Gebührenpflich-
tigen fordern. Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitwirkungspflicht nicht oder nur unvollständig 
nach, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Grundstücks-
fläche von der Stadt geschätzt. Die mitgeteilten bzw. geschätzten Veränderungen werden mit dem 
ersten Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige der Stadt zugegangen 
bzw. die Schätzung durch die Stadt erfolgt ist.  

 

(5) Wenn der Gebührenpflichtige auf seinem Grundstück Niederschlagswasser, das von bebauten 
und/oder befestigten Grundstücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung abfließt, in einer Regen-
wasserrückhalteanlage (z.B. einer Zisterne) oder einer Brauchwasseranlage sammelt, die mit ei-
nem (Not-)Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind und deren Rückhaltevo-
lumen eine Mindestgröße von 30 Litern Niederschlagswasser pro m² dieser bebauten und/oder be-
festigten Grundstücksflächen aufweist, werden auf Antrag des Gebührenpflichtigen nur  70 % die-
ser Grundstücksflächen als gebührenpflichtig veranlagt. Voraussetzung für die Anwendung der 
vorgenannten Regelung ist, dass das Speichervolumen der Anlage mindestens 3 Kubikmeter be-
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trägt. Befinden sich auf dem Grundstück des Gebührenpflichtigen mehrere Anlagen, sind die jewei-
ligen Speichervolumina zur Berechnung des erforderlichen Mindestvolumens zu addieren. 

 
§ 5 Gebührensätze (Niederschlagswasser) 

 

Die Niederschlagswassergebühr für Grundstücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung beträgt je 
angefangenen m² bebaute und/oder befestigte Grundstücksfläche 0,63 €. 

 
§ 6 Entstehung und Beendigung der Gebühren- und Abg abepflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht am 31.12. des jeweiligen Erhebungszeitraumes. Erhebungszeitraum 
ist bei bestehenden Anschlüssen das Kalenderjahr und bei Anschlüssen während eines Kalender-
jahres der Restteil des Jahres vom Beginn des Monats an, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt. 

 

(2) Die Verpflichtung zur Leistung der Abwasserabgabe für Direkteinleiter nach § 1 Absatz 2 dieser 
Satzung beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der Aufnahme der Einleitung folgt, 
frühestens mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung. 

 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die öffentliche Abwasseranlage. 
Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Abwassergebühr bis zum Ablauf des 
Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. Die Abgabepflicht für die  
Direkteinleiterabgabe endet mit dem Wegfall der Abwassereinleitung. 

 
§ 7 Gebühren- und Abgabepflichtige 

 

(1) Gebühren- bzw. abgabepflichtig sind 
a) der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte; 
b) der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes, 
c) der Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigte, 
d)  der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

 

Mehrere Gebühren- bzw. Abgabepflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des Monats an gebühren- 
bzw. abgabepflichtig, der dem Monat der Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für 
sonstige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige gilt dies entsprechend. Einen Eigentums- oder Nut-
zungswechsel hat der bisherige Gebühren- bzw. Abgabepflichtige der Stadt innerhalb eines Monats 
nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 8 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten; Betretungs rechte 

 

(1) Die Gebühren- und Abgabepflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren und Abgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen.  

      Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungs-
grundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 

(2) Die Gebühren- und Abgabenpflichtige sind verpflichtet, Veränderungen der bebauten und/oder be-
festigten Grundstücksflächen gemäß § 4 Abs. 4 mitzuteilen.  
Die Auskunftspflicht bezieht sich auf die Größe, die Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller Teil-
flächen der Grundstücke einschließlich über Grundstücksgrenzen hinausgehender Gebäudeüber-
stände sowie auf die Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von diesen 
Teilflächen (Grundstücksdaten). 
Der damit verbundene Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist von den Ge-
bühren- und Abgabenpflichtigen zu dulden.  

 

(3) Sofern seitens der Gebühren- und Abgabenpflichtigen keine Angaben erfolgen, legt die Stadt die 
Einleit- und Nutzungsverhältnisse für Niederschlagswasser auf dem Grundstück auf der Grundlage 
der ermittelten Grundstücksdaten fest. Zur Überprüfung der Einleit- und Nutzungsverhältnisse sind 
Beauftragte der Stadt zur Betretung des Grundstückes berechtigt. 

 
§ 9  Heranziehung und Fälligkeit 

 

(1) Die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe werden mit Gebührenbescheid erhoben.  Sie 
können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden.  
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(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt ein-
mal jährlich. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen 
bedienen. 

 
§ 10 Vorausleistungen 

 

(1) Die Stadt erhebt auf die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe vom Beginn des Erhe-
bungszeitraumes an angemessene Vorausleistungen (Abschlagszahlungen).  
Die Höhe der Vorausleistungen für die Schmutzwasserbeseitigung bemisst sich nach der 
Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berech-
nung nicht möglich, bemessen sich die Abschlagszahlungen nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Haushalte oder Betriebe. 

 

Die Höhe der Vorausleistungen für die Niederschlagswasserbeseitigung ist auf Grundlage der Vor-
jahresabrechnung zu berechnen. Liegt eine solche nicht vor, ist die Höhe der jeweiligen Vorausleis-
tung auf Grundlage der nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung ermittelten Grundstücksfläche festzulegen.  
Die Höhe der Vorausleistungen für die Direkteinleiterabgabe ist auf der Grundlage der Vorjahresab-
rechnung zu berechnen. 

 

(2) Werden die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe zusammen mit anderen Grundbe-
sitzabgaben angefordert, so richtet sich die Fälligkeit der Vorausleistungen nach 
§ 28 Grundsteuergesetz. 

 

(3) Bedient sich die Stadt bei der Heranziehung gemäß § 11 der Stadtwerke Hilden GmbH, so werden 
die Abwassergebühren und die Direkteinleiterabgabe 14 Tage nach Zugang des Gebührenbe-
scheides  fällig. Für Abschlagszahlungen gelten die im Gebührenbescheid  angegebenen Fälligkei-
ten. 

 

(4) Nach Ablauf des Erhebungszeitraumes erhält der Gebührenpflichtige einen Gebührenbescheid 
über die Höhe der endgültig zu zahlenden Abwassergebühren und über die Höhe der künftig zu 
zahlenden Vorausleistungen. Gleiches gilt für die Heranziehung zur Direkteinleiterabgabe. 
Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, so wird der 
übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering bemessen, 
wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses werden zu viel gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zurückliegen-
den Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der 
Vorausleistungen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig.  

 
§ 11 Verwaltungshelfer 

 

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des 
zuständigen Wasserversorgers (Stadtwerke Hilden GmbH) oder eines anderen von ihr beauftragten 
Dritten zu bedienen. 

 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 4 Abs. 4 Satz 2 Veränderungen der bebauten und/oder befestigten Grundstücksfläche der Stadt 

nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt oder insoweit falsche Angaben macht, 
b) § 7 Abs. 2 Satz 3 den Wechsel des Gebührenpflichtigen nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt, 
c) § 8 seinen Auskunfts- und Mitwirkungspflichten nicht oder nur unvollständig nachkommt oder Be-

auftragte der Stadt, die die Bemessungsgrundlagen feststellen oder überprüfen wollen, an der Be-
tretung seines Grundstücks hindert.  

 

Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2013 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 8. Nachtragssatzung vom 15.04.2013 zur Satzung über Gebühren für die Entwässe-
rung der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden vom 15.12.2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW kann 
gegen die o. g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekannt-
machung) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-

te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 15.04.2013 
Horst Thiele 
Bürgermeister 

 
Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden 
 

3. RWK-Erneuerung - Narzissenweg 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
Ca. 1.400 qm Straßenaufbruch und Wiederherstellung; ca. 2.500 cbm Bodenaushub; ca. 235 m Rohr-
verlegung DN 1000 StB; ca. 195 m Rohrverlegung DN 400/500 Bv; 9 Stück Schachtbauwerk; 1 Stück 
Drosselbauwerk inkl. technischer Ausrüstung; ca. 30 Stück Umbinden/Herstellen Grundstücks- und 
SK-Anschlüsse 
 
Beginn der Arbeiten:   September 2013 
Fertigstellung der Arbeiten:  April 2014 
 
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 12.07.2013 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hil-
den, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, per Post, per Fax (02103 / 72 625), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-M ail versandt werden. Bei einem Versand 
per E-Mail entfallen die Verwaltungsgebühren. 
 
Bei Versendung per Post ist je Leistungsverzeichnis ein Entgelt in Höhe von 15 € je Exemplar zu ent-
richten. Eine Versendung von zwei Exemplaren erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch und bei Bezah-
lung des doppelten Entgelts.  Bei Postversand erhöht sich das Entgelt um 3 €. Das Entgelt wird nicht 
erstattet. Der Betrag ist in bar bei der Zentralen Vergabestelle oder bei der Sparkasse Hilden-Ratingen-
Velbert (BLZ 334 500 00) auf das Konto Nr. 34 300 566 der Stadtkasse Hilden unter Angabe des 
Kassenzeichens 0300.1000/13028  einzuzahlen. Achtung:  Nur mit der korrekten Angabe dieses 
Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung mö glich. Der Einzahlungsbeleg oder Verrech-
nungsscheck ist der Anforderung beizufügen.  
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 15.08.2013, 10:00 Uhr, bei der Zentralen Vergabe-
stelle der Stadt Hilden eingehen. Der Eröffnungstermin  findet am 15.08.2013, 10:00 Uhr , im Rathaus 
der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmächtigten anwe-
send sein. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch oh-
ne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe des 
Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abweichende Zah-
lungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen. Ne-
benangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ 
und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen 
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- Bescheinigung über die Zahlung von Sozialversicherungsbeiträge (Unbedenklichkeitsbescheinigung) 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 

vergebenden Leistung vergleichbar sind  
- die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung stehende tech-

nische Ausrüstung 
- das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal 
- Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 Beurteilungsgruppe AK2 oder gleichwertig 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachgereicht 
werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird 
nicht akzeptiert. 
 
Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3 v.H. der Abrechnungssumme einbehalten. Der Auftrag-
nehmer kann stattdessen eine Bürgschaft eines in der Europäischen Gemeinschaft zugelassenen Kre-
ditinstituts oder Kreditversicherers stellen. 
 
Als Sicherheit für die Vertragserfüllung wird eine Bürgschaft eines in der Europäischen Gemeinschaft 
zugelassenen Kreditinstituts oder Kreditversicherers in Höhe von 5 v.H. der Auftragssumme verlangt. 
 
Nach § 4 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW sind alle Bieter verpflichtet eine Tariftreueerklä-
rung für eigene Mitarbeiter, für Mitarbeiter von eventuell eingesetzten Nachunternehmern sowie für 
eventuell entliehene Mitarbeiter abzugeben. Dies gilt nicht für reine Lieferleistungen/Käufe. 
 
Die Bieter sind bis zum 13.09.2013 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestim-
mungen wenden kann:  
Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 Mettmann, 
Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 
 


